
Amtsblatt der Stadt Wesseling 
 
 
41. Jahrgang  Ausgegeben in Wesseling am 13. Oktober 2010 Nummer 18 
 
 
5. Änderungssatzung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsentgelten in der Stadt Wesseling (Straßenreinigungs- und Entgeltsatzung) 
 
Aufgrund der §§ 7 und 76 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV S. 666/SGV NW 2023), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 950), der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die 
Reinigung öffentlicher Straßen - Straßenreinigungsgesetz NW - (StrReinG NW) vom 18. Dezember 
1975 (GV NW S. 706/SGV NW 2061) zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV. NRW. S. 
390) und der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 
2009 (GV. NRW S. 394), hat der Rat der Stadt Wesseling in seiner Sitzung am 5. Oktober 2010 
folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 

Artikel 1 
 
§ 5 Abs. 4 der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsentgelten 
in der Stadt Wesseling (Straßenreinigungs- und Entgeltsatzung) vom 18. Dezember 2007 erhält 
folgende neue Fassung:  
 
(4) Das jährliche Benutzungsentgelt beträgt je Meter der Grundstücksseiten (Absätze 1 - 3) für die 
Reinigung der Straßenteile ohne die Winterwartung (§ 1 Abs. 2) der  
 
a) in der Anlage 1 a genannten Straßen 0,66 Euro (monatlich zweimalige Reinigung, Parkstreifen 
monatlich einmalige Reinigung) 
 
b) in der Anlage 1 b genannten Straßen 21,78 Euro (wöchentlich sechsmalige Reinigung) 
 
c) in der Anlage 1 c genannten Straßen 0,66 Euro (monatlich zweimalige Reinigung, Parkstreifen 
monatlich einmalige Reinigung). 
 
 

Artikel 2 
 
§ 5 Abs. 5 wird neu aufgenommen: 
  
(5) Das jährliche Benutzungsentgelt für die Winterwartung (§ 1 Abs. 2) beträgt je Meter der 
Grundstücksseiten (Absätze 1 - 3) der  
 
a) in der Anlage 1 a genannten Straßen 0,78 Euro 
 
b) in der Anlage 1 b genannten Straßen 0,73 Euro 
 
c) in der Anlage 1 c genannten Straßen 1,67 Euro 
 
 

Artikel 3 
 
In der Anlage 1 a werden folgende Straßen gestrichen; sie werden in die Anlage 1 c eingefügt: 
 
Pontivystraße 
Hessenweg 



An der Elsmaar 
Schulstraße 
Poststraße 
Dreilindenstraße 
Germanusstraße 
Gartenstraße 
Am Neuen Garten 
Bolemer Weg 
Im Kaninsberg 
Cranachstraße 
Hauptstraße 
Nelkenweg 
Entenfangstraße – von Kurfürstenstraße bis Bachstraße – 
Bergerstraße – ohne Stichstraßen, bis Ortsende – 
Sternenstraße 
Peter-Henlein-Straße 
Gutenbergstraße 
Industriestraße 
Gewerbestraße 
 
 
 

Artikel 4 
 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2011 in Kraft. 
 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Wesseling, den 6. Oktober 2010 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. Hans-Peter Haupt 
 
 
 
7. Änderungssatzung zur Hundesteuersatzung der Stadt Wesseling 
 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Transparenzgesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV NRW S. 950) 
und der §§ 3 und 20 Absatz 2 Buchstabe b) des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21.Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz zur Abschaffung 
der Jagdsteuer vom 30. Juni 2009 (GV NRW S. 394), hat der Rat der Stadt Wesseling in seiner 



Sitzung am 5.10.2010 folgende Änderungssatzung zur Hundesteuersatzung der Stadt Wesseling 
beschlossen: 
 
 
Artikel 1 
 
§ 2 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 
„Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem Hundehalter oder mehreren Personen gemeinsam 
 
a) nur ein Hund gehalten wird 78 Euro, 
 
b) zwei Hunde gehalten werden  90 Euro je Hund, 
 
c) drei und mehr Hunde gehalten werden 102 Euro je Hund, 
 
d) ein gefährlicher Hund gehalten wird 624 Euro, 
 
e) zwei oder mehr gefährliche Hunde gehalten werden 900 Euro je Hund. 
 
 
 
Artikel 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Wesseling, den 6. Oktober 2010 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. Hans-Peter Haupt 
 
 
 
 
Bekanntmachung zurückgezogen!! Werbekurier informiert!! 
 
 
Änderung der Satzung über die Benutzung der Stadtbücherei / Schulzentralbibliothek 
 
Aufgrund des § 7 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchst. f) der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV 
NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai 2005 (GV NRW S. 498) und den §§ 1, 2, 4 und 
6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV 



NRW 1969, S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. April 2005 (GV NRW S. 
488), hat der Rat der Stadt Wesseling in seiner Sitzung am 5. Oktober 2010 folgende Änderungen der 
Satzung beschlossen: 
 
 
Artikel 1 
 
§ 8 erhält folgende Fassung: 
 

§ 8 
Gebühren 

 
(1) Die Benutzung der Stadtbücherei ist gebührenpflichtig. Von der Gebührenpflicht sind Schüler und 
Auszubildende bis zum vollendeten 18. Lebensjahr ausgenommen.  
 
(2) Für die Inanspruchnahme der Stadtbücherei wird eine jährliche Benutzungsgebühr in Höhe von 
12,00 Euro erhoben.  
 
(3) Für Medien, die nach Ablauf der Leihfrist nicht zurückgegeben werden, ist eine Versäumnisgebühr 
zu entrichten. Nach Ablauf der Leihfrist wird die Rückgabe der Medien schriftlich angemahnt.  
Der Zugang dieser Mahnung ist für die Berechnung der Gebühr unerheblich, vielmehr gilt das 
festgelegte Leihfristende. 
 
Für die verspätete Rückgabe werden folgende Gebühren (je Medium für jede angefangene Woche) 
erhoben: 
 
a) Rückgabe nach Abgang der ersten Mahnung: 2,50 Euro, 
b) Rückgabe nach Abgang der zweiten Mahnung: 5,00 Euro, 
c) Rückgabe nach Abgang der dritten Mahnung: 12,50 Euro. 
 
Die 3. Mahnung erfolgt durch eingeschriebenen Brief. 
 
(4) Nach erfolgloser 3. Mahnung wird versucht, die Medien beim Benutzer abzuholen. Zusätzlich wird 
für die Abholung eine Gebühr von 50,00 Euro erhoben. 
 
(5) Zwischen der 3. Mahnung und dem Versuch der Abholung liegt ein Abstand von mindestens zwei 
Wochen. 
 
(6) Sofern die 3. Mahnung und der Versuch der Abholung der Medien beim Benutzer erfolglos blieben 
erfolgt der Ausschluss aus der Benutzerkartei. 
 
(7) Der Ersatz des Benutzerausweises wird mit 5,00 Euro berechnet. 
 
 
Des Weiteren werden im Einzelfall folgende Gebühren pro Medium erhoben: 
 
a) für das Rückspulen von MC oder Video: 1,00 Euro 
 
b) für die Ersatzhülle für CD, CD-ROM, DVD, MC oder Video: 2,00 Euro 
 
c) für die Einarbeitung eines Ersatzexemplars: 5,00 Euro 
 
d) für die Bestellung von Medien nach § 6 (auswärtiger Leihverkehr) pro Medium: 2,50 Euro 
 
e) für die Vormerkung von Medien (Reservierung entliehener Medien) pro Medium: 1,00 Euro 
 
f) für Kopien und Ausdrucke schwarz-weiß*) 
 
g) für Ausdrucke farbig*) 
*) es gilt der Gebührentarif zur Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Wesseling in der jeweils 
gültigen Fassung. 
 



 
 
Artikel 2 
 
Die Satzung tritt zum 01.01.2011 in Kraft. 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Wesseling, den 6. Oktober 2010 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. Hans-Peter Haupt 
 
 
 
 
Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Wesseling über die Erhebung von 
Verwaltungsgebühren - Verwaltungsgebührensatzung - 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 1 S. 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 S. 1 Buchstabe f) der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023) - in der 
jeweils geltenden Fassung - und der §§ 1, 2, 4 und 5 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712 / SGV NRW 610) - in der jeweils 
geltenden Fassung - hat der Rat der Stadt Wesseling in seiner Sitzung am 5. Oktober 2010 folgende 
Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Verwaltungsgebühren beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
§ 3 Ziffer 3. erhält folgende Fassung: 
 
„besondere Leistungen für den Personenkreis, der von dem Gesetz zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen oder von dem 
Gesetz zur Regelung zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes betroffen wird;“ 
 
 

Artikel 2 
 
Der Gebührentarif gemäß § 1 Abs. 1 - Anlage zur Satzung - erhält folgende Fassung: 
 

Tarif-Stelle Gegenstand 
 

Gebühr 
Euro 

1.  Abschriften und Auszüge 
1.1 A Abschriften und Auszüge in deutscher Sprache für jede 4,00



angefangene Seite (die Gebühr gilt auch für Abdrucke, die 
auf mechanischem Wege hergestellt werden, 
ausgenommen Fotokopien) 

1.1 B Für Durchschriften, die in einem Arbeitsgang mit 
Originalschreiben hergestellt werden, für jede 
angefangene Seite 

1,50

1.1 C Für Schriftstücke, die in fremder Sprache abgefasst sind, 
für jede angefangene Seite 4,00

1.2  Für Schriftstücke in tabellarischer Form, Verzeichnisse, 
Listen, Rechnungen, Zeichnungen und dergleichen wird 
eine Gebühr nach Zeitaufwand erhoben, der bei 
durchschnittlicher Arbeitsleistung zur Herstellung benötigt 
wird, für jede angefangene Seite 

15,00

1.3 A 
 

Bei Herstellung von Fotokopien schwarz-weiss für jede 
Seite bis zum Format DIN A 4 0,50

1.3 B Bei Herstellung von Fotokopien schwarz-weiss für jede 
Seite ab Format DIN A 3 1,00

1.4 A Bei Herstellung von Fotokopien farbig für jede Seite bis 
zum Format DIN A 4 1,00

1.4 B Bei Herstellung von Fotokopien farbig für jede Seite ab 
Format DIN A 3 2,00

2.  Für schriftliche Auskünfte, soweit sie in diesem Tarif 
nicht besonders aufgeführt sind, wird eine Gebühr nach 
dem Zeitaufwand erhoben. Sie beträgt für jede 
angefangene halbe Stunde der aufgewendeten Arbeitszeit 

12,00

3.  Für schriftliche Aufnahme eines Antrages oder einer 
Erklärung für jede angefangene Seite 2,00

4.  Beglaubigungen 
4.1  Von Unterschriften oder Handzeichen 1,50
4.2  Von Abschriften, Auszügen, Fotokopien, Zeichnungen, 

Plänen für jede Seite 3,00

5.  Abgabe von ortsrechtlichen Vorschriften je 
angefangene Seite 0,50

6.  Genehmigungen, Erlaubnisse, Bescheide, 
Ausnahmebewilligungen und Bescheinigungen, soweit 
auf die Erteilung kein Rechtsanspruch besteht und nicht 
eine andere Gebühr oder Gebührenfreiheit 
vorgeschrieben ist, je angefangene halbe Stunde der 
aufgewendeten Arbeitszeit 

20,00

7.  Abgabe von Erklärungen 
7.1  Für die Erteilung von Vorrangeinräumungen, 

Löschungsbewilligungen 15,00

7.2  Freigabeerklärungen und sonstige Erklärungen für das 
Grundbuch (z. B. Bescheinigungen zum Nichtbestehen 
bzw. Nichtausübung eines Vorkaufsrechts nach § 28 Abs. 
1 Satz 3 BauGB) 

15,00

7.3  Für die Erteilung einer Zweitausfertigung vorstehender 
Erklärungen 7,50

8.  Zweitausfertigungen von Fischereischeinen 5,00
9.  Zweitausfertigungen von Impfscheinen 5,00
10.  Ersatzausfertigungen von Lohnsteuerkarten 5,00
11.  Ausfertigung einer Meldebescheinigung 

11.1  Original 3,00
11.2  Mehrausfertigung pro Stück 1,50
12.  Ausstellungsbescheinigungen von Fundsachen 2,50
13.  Zweitausfertigung einer Kassenquittung 1,50
14.  Zweitausfertigung von Schulabgangs- bzw. 

Schulabschlusszeugnissen 3,00

15.  Auskünfte nach dem Landesdatenschutzgesetz 5,00
16.  Feststellungen aus Konten und Akten 



16.1  Grundsätzlich je angefangene halbe Stunde der 
aufgewendeten Arbeitszeit 10,00

16.2  Bereitstellung von Bauakten zur Einsichtnahme und zum 
Anfertigen von Zeichnungen oder Fotokopien 

16.2 A 1 Aktenordner 10,00
16.2 B 2 – 3 Aktenordner 20,00
16.2 C 4 – 5 Aktenordner 30,00
16.2 D 6 – 7 Aktenordner 40,00
16.2 E über 7 Aktenordner 50,00
16.3  Schriftliche Auskünfte, die Nachforschungen in 

Archivbeständen und archivarische Hilfsmittel erfordern, 
für jede halbe Stunde der aufgewendeten Arbeitszeit 

15,00

16.4  Archivaliensendungen (in der Regel bis zu 3 
Archivalieneinheiten und im Umfang von einem 
Archivkarton) für jede Sendung zuzüglich der 
entstehenden Verpackungs- und Portokosten 

6,00

17.  Genehmigungen und Überwachung von Arbeiten, die 
für die Rechnung Dritter von Unternehmen an Straßen, 
Plätzen, Friedhöfen, Kanälen und sonstigen Anlagen 
ausgeführt werden 

17.1  Je angefangene halbe Stunde der aufgewendeten 
Arbeitszeit 9,00

17.2  Mindestens jedoch 18,00
18.  Feststellungen, Besichtigungen, Gutachten, 

Bauleitungen, Auszüge, technische Arbeiten, und zwar 
18.1  Büroarbeiten je angefangene halbe Stunde der 

aufgewendeten Arbeitszeit 18,00

18.2  Außenarbeiten je angefangene halbe Stunde der 
aufgewendeten Arbeitszeit 18,00

18.3  Gehilfenstunden zur Vorhaltung und Beförderung von 
Geräten je angefangene halbe Stunde der aufgewendeten 
Arbeitszeit 

12,00

19.  Auszüge aus Bebauungsplänen - Planausdrucke 
19.1  DIN A 4  5,00
19.2  DIN A 3  8,00
19.3  DIN A 2  10,00
19.4  DIN A 1  12,50
19.5  DIN A 0  17,00
20.  Abgabe von Leistungsverzeichnissen bei öffentlichen 

Ausschreibungen 
Für jedes bedruckte oder vervielfältigte Blatt in der Größe 
DIN A 4 pro Blatt 

20.1 A bis zu 20 Stück 0,30
 B bis zu 40 Stück 0,28
 C bis zu 60 Stück 0,26
 D bis zu 80 Stück 0,24
 E über 80 Stück 0,22

20.2  Für jede Fotokopie 
 A über DIN A 3 bis zu DIN A 2 1,70
 B über DIN A 2 bis zu DIN A 1 2,40
 C über DIN A 1 bis zu DIN A 0 4,20

21.  Erteilung eines Straßenhöhenscheines 
21. A für zwei Höhen 7,50
21. B für jede weitere Höhe 5,00
22.  Genehmigung einer Ausnahme vom Verbot der 

Zweckentfremdung von Wohnraum 20,00

 
 

Artikel 3 
 



Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Wesseling, den 6. Oktober 2010 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. Hans-Peter Haupt 
 
 
 
 
Satzung über die Erhebung der Vergnügungsteuer in der Stadt Wesseling 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Transpa-
renzgesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV NRW S. 950), und der §§ 1 bis 3 und § 20 Abs. 2 Buchst. 
b des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz zur Abschaffung der Jagdsteuer vom 30. Juni 2009 
(GV NRW S. 394), hat der Rat der Stadt Wesseling in seiner Sitzung vom 5. Oktober 2010 folgende 
Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 
 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der Stadt Wesseling veranstalteten nachfolgenden 
Vergnügungen (Veranstaltungen): 
 
1. Tanzveranstaltungen gewerblicher Art 
 
2. Striptease-Vorführungen und Darbietungen ähnlicher Art 
 
3. Vorführungen von pornographischen und ähnlichen Filmen oder Bildern – auch in Kabinen – 
 
4. Sex- und Erotikmessen 
 
5. Ausspielungen von Geld oder Gegenständen in Spielklubs, Spielkasinos und ähnlichen 

Einrichtungen 
 
6. das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits- , Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten in 
a) Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen, 



 
b) Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Vereins-, Kantinen- oder ähnlichen Räumen sowie an 
anderen für jeden zugänglichen Orten. 
 
Als Spielapparate gelten insbesondere auch Personalcomputer, die überwiegend zum individuellen 
Spielen oder zum gemeinsamen Spielen in Netzwerken oder über das Internet verwendet werden. 
 
 
 

§ 2 
Steuerfreie Veranstaltungen 

 
Steuerfrei sind 
 
1. Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmäßige Veranstaltungen von Vereinen; 
 
2. Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen Parteien und Organisationen sowie von 
Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts oder ihrer Organe; 
 
3. Veranstaltungen, deren Überschuss ausschließlich und unmittelbar zu mildtätigen oder 
gemeinnützigen Zwecken im Sinne der §§ 52, 53 der Abgabenordnung (AO) verwendet wird, wenn 
der Zweck bei der Anmeldung nach § 9 angegeben worden ist und der verwendete Betrag mindestens 
die Höhe der Steuer erreicht; 
 
4. das Halten von Apparaten nach § 1 Nr. 6 im Rahmen von Volksbelustigungen, Jahrmärkten, 
Kirmessen und ähnlichen Veranstaltungen. 
 

 
§ 3 

Steuerschuldner 
 
Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung (Veranstalter). In den Fällen des § 1 Nr. 6 ist 
der Halter der Apparate (Aufsteller) Veranstalter. 

 
 

II. Bemessungsgrundlage und Steuersätze 
 

§ 4 
Besteuerung nach Eintrittsgeldern 

 
(1) Wird für eine Veranstaltung ein Eintrittsgeld erhoben, so ist der Veranstalter verpflichtet, 
Eintrittskarten oder sonstige Ausweise, die im Sinne dieser Satzung als Eintrittskarten gelten, 
auszugeben. Diese müssen die Höhe des Eintrittsgeldes beziffern. Bei der Anmeldung der Veran-
staltung (§ 9) hat der Veranstalter die Eintrittskarten oder sonstigen Ausweise, die zu der Veran-
staltung ausgegeben werden sollen, der Stadt Wesseling vorzulegen. 
 
(2) Der Veranstalter ist verpflichtet, auf die Eintrittspreise sowie gegebenenfalls auf Art und Wert der 
Zugaben nach Abs. 5 am Eingang zu den Veranstaltungsräumen und an der Kasse in geeigneter 
Weise an für die Besucher leicht sichtbarer Stelle hinzuweisen. 
 
(3) Über die ausgegebenen Eintrittskarten oder sonstigen Ausweise hat der Veranstalter für jede 
Veranstaltung einen Nachweis zu führen. Dieser ist sechs Monate lang aufzubewahren und der Stadt 
Wesseling auf Verlangen vorzulegen. 
 
(4) Die Abrechnung der Eintrittskarten ist der Stadt Wesseling binnen 7 Werktagen nach der 
Veranstaltung, bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen monatlich bis zum 7. Werktag des 
nachfolgenden Kalendermonats vorzulegen. 
 
(5) Die Steuer wird nach dem auf der Karte angegebenen Preis und der Zahl der ausgegebenen 
Eintrittskarten berechnet. Sie ist nach dem Entgelt zu berechnen, wenn dieses höher ist als der auf 
der Eintrittskarte angegebene Preis. Entgelt ist die gesamte Vergütung, die vor, während oder nach 
der Veranstaltung für die Teilnahme erhoben wird. In einem Teilnahmeentgelt enthaltene Beträge für 



Speisen und Getränke oder sonstige Zugaben bleiben bei der Steuerberechnung außer Ansatz. 
Sofern der Wert der den Teilnehmern gewährten Zugaben nicht exakt ermittelt werden kann, legt die 
Stadt den Abzugsbetrag nach Satz 2 unter Würdigung aller Umstände pauschal fest. 
 
(6) Der Steuersatz beträgt 22,0 v. H. des Eintrittspreises oder Entgelts. Die Stadt Wesseling kann den 
Veranstalter vom Nachweis der Anzahl der ausgegebenen Eintrittskarten und ihrer Preise befreien 
und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im Einzelfall besonders schwierig 
ist. 
 
 

§ 5 
Besteuerung nach dem Spielumsatz 

 
(1) Für Spielklubs, Spielkasinos und ähnliche Einrichtungen erfolgt die Besteuerung nach dem 
Spielumsatz. Spielumsatz ist der Gesamtbetrag der eingesetzten Spielbeträge abzüglich 
Ausschüttungsbetrag. 
 
(2) Der Spielumsatz ist der Stadt Wesseling spätestens 7 Werktage nach der Veranstaltung zu 
erklären. Bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen sind die Erklärungen monatlich bis zum 7. 
Werktag des nachfolgenden Monats abzugeben.  
 
(3) Der Steuersatz beträgt 6 v. H. Die Stadt Wesseling kann den Veranstalter von dem Einzelnachweis 
der Höhe des Spielumsatzes befreien und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser 
Nachweis im Einzelfall besonders schwierig ist. 
 
 

§ 6 
Nach der Größe des benutzten Raumes 

 
(1) Für die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 2 ist die Steuer nach der Größe des benutzten Raumes 
zu erheben, wenn kein Eintrittsgeld erhoben wird. Die Größe des Raumes berechnet sich nach dem 
Flächeninhalt der für die Veranstaltung und die Teilnehmer bestimmten Räume einschließlich des 
Schankraumes, aber ausschließlich der Küche, Toiletten und ähnlichen Nebenräumen. 
Entsprechendes gilt für Veranstaltungen im Freien. 
 
(2) Die Steuer beträgt je Veranstaltungstag und angefangene zehn Quadratmeter 
Veranstaltungsfläche in geschlossenen Räumen 1,00 Euro. Bei Veranstaltungen im Freien beträgt die 
Steuer 0,60 Euro je Veranstaltungstag und angefangene zehn Quadratmeter Veranstaltungsfläche. 
Endet eine Veranstaltung erst am Folgetag, wird ein Veranstaltungstag für die Berechnung zu Grunde 
gelegt. Die Stadt Wesseling kann den Steuerbetrag mit dem Veranstalter vereinbaren, wenn die 
Ermittlung der Veranstaltungsfläche besonders schwierig ist. 
 
 

§ 7 
Nach dem Einspielergebnis bzw. der Anzahl der Apparate 

 
(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen 
Apparaten bemisst sich bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit nach dem Einspielergebnis, bei 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit nach deren Anzahl. Einspielergebnis ist der Betrag der 
elektronisch gezählten Brutto-Kasse. Dieser errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse zzgl. 
Röhrenentnahme (sog. Fehlbetrag), abzüglich Röhrenauffüllung, Falschgeld, Prüftestgeld und 
Fehlgeld. 
 
(2) Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtungen, so gilt jede dieser Einrichtungen als ein Apparat. 
Apparate mit mehr als einer Spieleinrichtung sind solche, an denen gleichzeitig zwei oder mehr 
Spielvorgänge ausgelöst werden können. 
 
(3) Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle eines Apparates ein gleichartiger Apparat, so 
wird die Steuer für diesen Kalendermonat nur einmal erhoben. 
 
(4) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Apparates vor dessen Aufstellung, jede Änderung 
hinsichtlich Art und Anzahl der Apparate an einem Aufstellort bis zum 7. Werktag des folgenden 



Kalendermonats schriftlich anzuzeigen. Bei verspäteter Anzeige bezüglich der Entfernung eines 
Apparates gilt als Tag der Beendigung des Haltens der Tag des Anzeigeneingangs. Ein 
Apparatetausch im Sinne des Abs. 3 braucht nicht angezeigt zu werden. 
 
(5) Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Kalendermonat bei der Aufstellung 
 
1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 Nr. 6 a) bei 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit: 12 v.H. des Einspielergebnisses 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit: 40 Euro 
 
2. in Gastwirtschaften und sonstigen Aufstellorten (§ 1 Nr. 6 b) bei 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit: 10 v.H. des Einspielergebnisses 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit: 30 Euro 
 
3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen Orten (§ 1 Nr. 6 a und b) bei Apparaten, mit 
denen Gewalttätigkeiten gegen Menschen und/oder Tiere dargestellt werden oder die die 
Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges oder pornographische und die Würde des Menschen 
verletzende Praktiken zum Gegenstand haben: 200 Euro 
 
 

§ 7a 
Besteuerung bei fehlenden Nachweismöglichkeiten 

 
(1) Soweit für Besteuerungszeiträume die Einspielergebnisse nicht durch Ausdrucke 
manipulationssicherer elektronischer Zählwerke nachgewiesen und belegt werden können, kann bei 
den Besteuerungstatbeständen nach § 10 eine Besteuerung nach der Zahl der Apparate erfolgen. 
 
(2) Im Falle des Abs. 1 beträgt die Steuer je Kalendermonat und Apparat  
 
1. für Apparate mit Gewinnmöglichkeit 
 
a) in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen: 150 Euro, 
b) in Gaststätten und an sonstigen Aufstellorten: 50 Euro, 
 
2. für Apparate ohne Gewinnmöglichkeit 
 
a) in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen: 40 Euro, 
b) in Gaststätten und an sonstigen Aufstellorten: 30 Euro, 
 
(3) für Apparate, mit denen Gewalttätigkeiten gegen Menschen und/oder Tiere dargestellt werden oder 
die die Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges oder pornographische und die Würde des 
Menschen verletzende Praktiken zum Gegenstand haben: 200 Euro.  
 
 

§ 8 
Nach der Roheinnahme 

 
(1) Die Steuer ist, soweit sie nicht nach den Vorschriften der §§ 4 bis 7a festzusetzen ist, nach der 
Roheinnahme zu berechnen. Als Roheinnahme gelten sämtliche vom Veranstalter gemäß § 4 Abs. 5 
von den Teilnehmern erhobenen Entgelte. 
 
(2) Die Roheinnahmen sind der Stadt Wesseling spätestens 7 Werktage nach der Veranstaltung zu 
erklären. Bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen sind die Erklärungen monatlich bis zum 7. 
Werktag des nachfolgenden Monats abzugeben. 
 
(3) Der Steuersatz beträgt 22 v. H. Die Stadt Wesseling kann den Veranstalter von dem 
Einzelnachweis der Höhe der Roheinnahme befreien und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, 
wenn dieser Nachweis im Einzelfalle besonders schwierig ist. 
 
 

III. Gemeinsame Bestimmungen 
 



§ 9 
Anmeldung und Sicherheitsleistung 

 
(1) Die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 5 sind spätestens zwei Wochen vor deren Beginn bei der 
Stadt Wesseling schriftlich anzumelden. Bei unvorbereiteten und nicht vorherzusehenden 
Veranstaltungen ist die Anmeldung an dem auf die Veranstaltung folgenden Werktage nachzuholen. 
Veränderungen, die sich auf die Höhe der Steuer auswirken, sind umgehend anzuzeigen. 
 
(2) Bei mehreren aufeinander folgenden oder regelmäßig stattfindenden Veranstaltungen nach § 1 Nr. 
1 – 3 eines Veranstalters am selben Veranstaltungsort ist eine einmalige Anmeldung ausreichend. Im 
Einzelfall können abweichende Regelungen getroffen werden. 
 
(3) Die Stadt Wesseling ist berechtigt, eine Sicherheitsleistung in Höhe der voraussichtlichen 
Steuerschuld zu verlangen.  
 
 

§ 10 
Entstehung des Steueranspruches 

 
Der Vergnügungssteueranspruch entsteht mit Abschluss der Veranstaltung, im Falle der Besteuerung 
nach § 7 mit der Aufstellung des Apparates an den in § 1 Nr. 6 genannten Orten. 
 
 

§ 11 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Die Steuer wird mit Steuerbescheid festgesetzt und ist innerhalb von einem Monat nach 
Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten.  
 
(2) Die Stadt Wesseling ist berechtigt, bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen die Steuer 
für einzelne Kalendervierteljahre im Voraus festzusetzen. In diesen Fällen ist die Steuer für das 
jeweilige Kalendervierteljahr zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November zu entrichten. 
Die Steuer kann auf Antrag zu je einem Zwölftel des Jahresbetrages am 15. jeden Kalendermonats 
entrichtet werden. 
 
(3) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit im Sinne des § 7 ist der Steuerschuldner verpflichtet, bis 
zum 15. Tag nach Ablauf eines Kalendervierteljahres der Stadt/Gemeinde eine Steueranmeldung 
nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck einzureichen. Bei der Besteuerung nach den 
Einspielergebnissen sind den Steueranmeldungen Zählwerk-Ausdrucke für den jeweiligen 
Abrechnungszeitraum beizufügen, die als Angaben mindestens Geräteart, Gerätetyp, Gerätenummer, 
die fortlaufende Nummer des Zählwerkausdruckes und die für eine Besteuerung nach § 7 
notwendigen Angaben enthalten müssen. 
 
 

§ 12 
Verspätungszuschlag und Steuerschätzung  

 
(1) Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages bei Nichtabgabe oder nicht fristgerechter Abgabe 
einer Steuererklärung (Steueranmeldung) erfolgt nach der Vorschrift des § 152 der Abgabenordnung 
in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(2) Soweit die Stadt die Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln oder berechnen kann, kann sie sie 
schätzen. Es gilt § 162 Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung. 
 
 

§ 13 
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 

 
Die Gemeinde ist berechtigt, jederzeit zur Nachprüfung der Steueranmeldungen und zur Feststellung 
von Steuertatbeständen die Veranstaltungsräume zu betreten, Geschäftsunterlagen einzusehen und 
die Vorlage aktueller Zählwerkausdrucke zu verlangen. 
 



 
§ 14 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Abs. 2 Buchstabe b) des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 - in der aktuell geltenden Fassung - handelt, wer als 
Veranstalter vorsätzlich oder leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtungen zuwiderhandelt: 
 
1. § 4 Abs. 1: Ausgabe von Eintrittskarten 
 
2. § 4 Abs. 2: Hinweis auf die Eintrittspreise  
 
3. § 4 Abs. 1: Vorlage der Eintrittskarten bei der Anmeldung der Veranstaltung 
 
4. § 4 Abs. 3: Führung und Aufbewahrung des Nachweises über die ausgegebenen Eintrittskarten  
 
5. § 4 Abs. 4: Abrechnung der Eintrittskarten 
 
6. § 5 Abs. 2: Erklärung des Spielumsatzes 
 
7. § 8 Abs. 2: Erklärung der Roheinnahmen 
 
8. § 7 Abs. 4: Anzeige der erstmaligen Aufstellung eines Spielapparates sowie Änderung (Erhöhung) 
des Apparatebestandes 
 
9. § 9 Abs. 1: Anmeldung der Veranstaltung und umgehende Anzeige von Steuer erhöhenden 
Änderungen 
 
10. § 11 Abs. 3: Einreichung der Steueranmeldung 
 
11. § 11 Abs. 3: Einreichung der Zählwerkausdrucke 
 
 

§ 15  
In-Kraft-Treten 

 
Die Satzung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Vergnügungssteuersatzung der Stadt 
Wesseling vom 18.12.2002 außer Kraft. 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Wesseling, den 6. Oktober 2010 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. Hans-Peter Haupt 
 



 
 
Bekanntmachung über die Aufstellung eines Bebauungsplanes 
Bebauungsplan Nr. 1/ 7, 2. Änderung „Auf dem Mühlenberg“, Wesseling 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Umweltschutz der Stadt Wesseling hat in seiner Sitzung am 
29.09.2010 die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1/ 7 im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB beschlossen. 
 
Das Plangebiet befindet sich im Ortsteil Wesseling und wird begrenzt vom Mühlenweg im Süden, der 
Hubertusstraße im Osten sowie dem Gelände des Friedhofes und des Betriebshofes nach Norden und 
Westen. 
 
Die Planänderung ist insbesondere erforderlich, um den vom Ursprungsbebauungsplan Nr. 1/ 7 
deutlich abweichenden Verlauf der Straße „Auf dem Mühlenberg“ planungsrechtlich korrekt 
abzubilden. Darüber hinaus sollen Änderungen bei der Ausnutzbarkeit von Grundstücken und 
Gebäuden vorgenommen werden, um für den Bestand und die zukünftige Entwicklung des 
Wohngebiets Planungssicherheit zu schaffen. 
 
Gemäß § 13a Abs. 3 BauGB wird bekannt gemacht, dass die o. g. Bebauungsplanänderung im 
beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt 
wird. 
 
Der Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1/ 7 ist im Internet unter 
www.stadt-wesseling.de, Button Stadtplanung, abrufbar. 
 
Wesseling, den 30.09.2010 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
gez. Michael Vogel 
Beigeordneter 
 
 
 
 
Verbandsschau des Wasserverbandes Dickopsbach 
 
Auf Veranlassung des Dickopsbachverbandes gebe ich folgendes bekannt: 
 
„Öffentliche Bekanntmachung 
 
Hinweisbekanntmachung 
 
Im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Köln Nr. 40 vom 11.10.2010 ist die Bekanntmachung über eine 
Verbandsschau des Wasserverbandes Dickopsbach am 04.11.2010 veröffentlicht. Die Teilnehmer 
treffen sich um 10.00 Uhr am Entenfang in Wesseling Keldenich (Parkplatz am Sportplatz 
Rodenkirchener Straße. 
 
Bornheim, den 04.10.2010 
Wasserverband Dickopsbach 
Der Verbandsvorsteher 
Michael Kreuzberg, Bürgermeister“ 
 
Wesseling, den 05.10.2010 
In Vertretung 
 
gez. Bernhard Hadel 
Erster Beigeordneter und Kämmerer 
 


